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1 ALLGEMEINE EINFÜHRUNG 

1.1 ANLASS 

Der Bebauungsplan „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ des Ortsteils Reinsfeld der Stadt Arnstadt 

wurde am 10.05.1994 gemäß § 10 Absatz 1 BauGB vom Gemeinderat der ehemaligen 

Gemeinde Wipfratal als Satzung beschlossen. Die Satzung ist am 06.10.1994 durch ortsübliche 

Bekanntmachung in Kraft getreten. Der Bebauungsplan setzt derzeit als zulässige Art der 

baulichen Nutzung ein allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO fest. Die Entwicklung von 

Wohnbauland in Reinsfeld wurde damals mit einer großen Nachfrage nach Bauplätzen für die 

Errichtung von Einfamilien-, Doppel- und Reihenhäusern aufgrund der landschaftlichen Lage 

und der Verkehrsanbindung sowie eines dringenden Wohnbedarfs entsprechend dem 

Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 begründet. 

Seit Inkrafttreten des Bebauungsplans wurde kein ernsthaftes Interesse durch Bauwillige 

bekundet, sodass weder eine Erschließung noch eine Bebauung und somit die damals geplante 

städtebauliche Entwicklung nicht realisiert wurde. Das Ausmaß des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplans in Bezug auf die vorhandene Siedlungsfläche von Reinsfeld widerspricht dem 

Gebot der „Innen- vor Außenentwicklung“ nach § 1a Absatz 2 BauGB und somit den 

städtebaulichen Leitzielen der Stadt Arnstadt. 

Der Stadtrat der Stadt Arnstadt hat aus den oben genannten Gründen am 27.03.2025 mit 

Beschluss-Nr. 2025-0185 die Einleitung des Aufhebungsverfahrens den Bebauungsplan „BP086 

Am Talweg I Reinsfeld“ betreffend beschlossen (Aufstellungsbeschluss). 

1.2 GEWÄHLTES PLANVERFAHREN 

Die Aufhebung des Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ erfolgt gemäß 

§ 1 Absatz 8 BauGB i.V.m. § 2 Absatz 1 Satz 1 BauGB im Regelverfahren. Die Vorschriften des 

Baugesetzbuches über die Aufstellung von Bauleitplänen gelten nach § 1 Absatz 8 BauGB auch 

für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung. 

Im Regelverfahren hat die Einleitung des Aufhebungsverfahrens gemäß § 2 Absatz 1 BauGB als 

Beschluss zu erfolgen (Aufstellungsbeschluss), der ortsüblich bekannt zu machen ist. Es erfolgt 

die Erarbeitung eines Vorentwurfs des Bebauungsplans. Die Umweltprüfung gemäß 

§ 2 Absatz 4 BauGB, der Umweltbericht gemäß § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB, die Angabe der Arten 

umweltbezogener Informationen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB, die Zusammenfassende 

Erklärung gemäß § 10a Absatz 1 BauGB sowie die Überwachung der Umweltauswirkungen 

gemäß § 4c BauGB sind im Regelverfahren erforderlich. Die Öffentlichkeit sowie die Behörden 

sind gemäß den §§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 BauGB frühzeitig zu beteiligen. Die frühzeitige 
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Öffentlichkeitsbeteiligung sowie die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange werden 

ausgewertet und die Planung ggf. geändert. Die öffentliche Auslegung des förmlichen 

Bebauungsplanentwurfs hat gemäß § 3 Absatz 2 BauGB als Beschluss zu erfolgen 

(Auslegungsbeschluss). Die öffentliche Auslegung des förmlichen Bebauungsplans mit 

Begründung erfolgt für die Dauer von 1 Monat. Innerhalb dieses Zeitraums werden 

Stellungnahmen und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger entgegengenommen. 

Anschließend erfolgen die Prüfung und Abwägung der Stellungnahmen der Bürgerinnen und 

Bürger sowie der Träger öffentlicher Belange. Die Aufhebung des Bebauungsplans hat gemäß 

§ 10 Absatz 1 BauGB als Satzung zu erfolgen (Aufhebungssatzung). Gemäß 

§ 10 Absatz 2 BauGB bedarf der Bebauungsplan im Anschluss der Genehmigung der höheren 

Verwaltungsbehörde. Durch die ortsübliche Bekanntmachung der Genehmigung gemäß 

§ 10 Absatz 2-4 BauGB tritt die Satzung in Kraft und die Aufhebung des Bebauungsplans ist 

damit rechtsverbindlich.  

Die Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Absatz 1 BauGB ist nur bei der 

Änderung, Ergänzung oder Aufstellung eines Bebauungsplans möglich. Für die Aufhebung des 

Bebauungsplans ist dieses Verfahren somit nicht anzuwenden. 

Die Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren kann gemäß 

§ 13a Absatz 1 BauGB bei der Wiedernutzbarmachung von Flächen und bei der 

Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen (Bebauungsplan 

der Innenentwicklung). Nach § 13a Absatz 4 BauGB gilt Absatz 1 entsprechend für die 

Änderung, Ergänzung und Aufhebung eines Bebauungsplans. Der Bebauungsplan „BP086 Am 

Talweg I Reinsfeld“ wurde nicht zur Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung 

oder einer Maßnahme der Innenentwicklung aufgestellt. Dieses Verfahren ist daher ebenfalls 

nicht anzuwenden. 

Der Stadtrat der Stadt Arnstadt hat am 27.03.2025 die Einleitung des Verfahrens zur 

vollständigen Aufhebung der Satzung des am 06.10.1994 in Kraft getretenen Bebauungsplans 

„BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ mit integriertem Grünordnungsplan gemäß § 1 Absatz 8 BauGB 

beschlossen (Beschluss-Nr. 2025-0185).  

1.3 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

1.3.1 ZIELE DER RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 

Das Gemeindegebiet der Stadt Arnstadt ist laut der Karte 2 – Raumstruktur im 

Landesentwicklungsprogramm Thüringen (LEP) als Raum mit günstigen 

Entwicklungsvoraussetzungen (1.1.2 G) im Innerthüringer Zentralraum ausgewiesen. Diese 

Raumgruppe ist gekennzeichnet durch demografische und wirtschaftliche Stabilität in zentraler 
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Lage in Thüringen bzw. der Nähe zu leistungsfähigen Oberzentren in benachbarten Ländern. 

Die Räume übernehmen neben wichtigen endogenen Entwicklungs- und 

Stabilisierungsaufgaben auch Entwicklungsfunktionen für das ganze Land. In diesen Räumen 

soll der Verbesserung der Standortvoraussetzungen für eine dynamische Wirtschafts- und 

Arbeitsplatzentwicklung bei konkurrierenden Raumfunktionen oder -nutzungen besonderes 

Gewicht beigemessen werden (1.1.2 G). 

Weiterhin sind im Landesentwicklungsprogramm Leitvorstellungen und Erfordernisse mit 

Grundsätzen zur Siedlungsentwicklung zu finden. Es gibt zwei Grundsätze: 

- Die Siedlungsentwicklung in Thüringen soll sich am Prinzip „Innenentwicklung vor 

Außenentwicklung“ orientieren. Dabei soll der Schaffung verkehrsminimierender 

Siedlungsstrukturen, der Ausrichtung auf die zentralen Orte und der Orientierung an 

zukunftsfähigen Verkehrsinfrastrukturen ein besonderes Gewicht beigemessen werden 

(2.4.1 G).  

- Die Flächeninanspruchnahme für Siedlungszwecke soll sich am gemeindebezogenen 

Bedarf orientieren und dem Prinzip „Nachnutzung vor 

Flächenneuinanspruchnahme“ folgen. Dabei soll der Nachnutzung geeigneter Brach- 

und Konversionsflächen ein besonderes Gewicht beigemessen werden (2.4.2 G).  

Die Aufhebung des Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ entspricht den Zielen und 

Grundsätzen des Landesentwicklungsprogramms.  

Regionalplan Mittelthüringen (2019) 

Der Ortsteil Reinsfeld der Stadt Arnstadt liegt laut Regionalplan Mittelthüringen (RP-MT) im 

wirtschaftlich weitgehend stabilen Raum mit parallelen demografischen Anpassungsbedarfen 

in oberzentrenferner Lage „Thüringer Wald/Saaleland“ nahe dem Mittelzentrum Arnstadt 

sowie dem Oberzentrum Erfurt (Karte 1-1 Raumstruktur). Es handelt sich bei diesem 

Regionalplan um eine Entwurfsfassung die nicht rechtskräftig ist. Der Raumnutzungskarte des 

RP-MT zufolge liegt der Geltungsbereich des Bebauungsplans im Übergangsbereich von 

Siedlungsbereich zu Vorbehaltsgebiet Landwirtschaftliche Bodennutzung (siehe Abbildung 1).  

Die Siedlungsentwicklung soll sich unter anderem an folgenden Grundsätzen orientieren: 

- G 2-2: Bei Neubebauung soll, landschaftlich und siedlungsstrukturell angepasst, die 

Flächenproduktivität insbesondere bei Wohnen und Gewerbe erhöht werden. Die 

Siedlungsentwicklung soll auf infrastrukturell gut ausgestattete Ortsteile konzentriert 

werden. 

- G 2-5: Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden soll sich am gemeindebezogenen 

Bedarf orientieren. Sie soll an den sich aus dem demographischen Wandel ergebenden 

unterschiedlichen Anforderungen ausgerichtet werden. 
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- G 2-7: Bestehende Baugebiete sollen ausgelastet sowie aufgrund ihrer Lage, Größe, 

Erschließung und Vorbelastung geeignete Brach- und Konversionsflächen nachgenutzt 

werden, bevor im Außenbereich Neuausweisungen erfolgen. 

Mit der Aufhebung des Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ wird den Grundsätzen 

des Regionalplans entsprochen. 

 

Abbildung 1: Lage des Bebauungsplans in der Raumnutzungskarte (Ostblatt) des RP-MT [Quelle: veränderte Darstellung auf 

Grundlage von RP-MT 2019] 
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1.3.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

Derzeit existiert kein rechtskräftiger Flächennutzungsplan (FNP) für die ehemalige Gemeinde 

Wipfratal, in welchem die beabsichtigte zukünftige Bodennutzung von Reinsfeld dargestellt ist. 

Am 01.01.2019 wurde die Gemeinde Wipfratal in die Stadt Arnstadt eingemeindet. Eine 

Ausweitung der Flächennutzungsplanung auf das Gebiet der ehemaligen Wipfratal-

Gemeinden ist mit der aktuell in Aufstellung befindlichen Erweiterung des 

Flächennutzungsplans (ehemals 8. Änderung des FNP) der Stadt Arnstadt vorgesehen. Die 

Verfahrensschritte nach § 3 Absatz 1 BauGB und § 4 Absatz 1 BauGB sind bereits 

abgeschlossen. Die eingegangenen Stellungnahmen im Zuge dieser Verfahrensschritte werden 

derzeit in den Entwurf eingearbeitet sowie die Verfahrensschritte nach § 3 Absatz 2 BauGB und 

§ 4 Absatz 2 BauGB vorbereitet.  

Im Vorentwurf des FNP ist die Fläche des Geltungsbereichs des Bebauungsplans überwiegend 

als Fläche für Landwirtschaft gemäß § 5 Absatz 2 Nr. 9 BauGB mit dem Nutzungszweck 

„Grünland“ dargestellt. Zwei kleinere Flächen im Norden und Nordosten des B-Plans sind als 

Grünflächen gemäß § 5 Absatz 2 Nr. 5 BauGB dargestellt. Die Zweckbestimmung für diese 

Grünflächen ist „Sonstige Gärten“. 
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Abbildung 2: Lage des Bebauungsplans "BP086 Am Talweg I Reinsfeld" im Flächennutzungsplan der Stadt Arnstadt (Vorentwurf 8. 

Änderung) [Quelle: veränderte Darstellung auf Grundlage von Quaas-Stadtplaner 2025] 

1.3.3 SONSTIGE RAHMENPLÄNE / MASTERPLÄNE / KONZEPTE 

Siedlungsflächenkonzeption Erfurter Kreuz 

Das Ziel der Siedlungsflächenkonzeption ist die Schaffung eines quantitativ und qualitativ 

passenden Wohnungsangebots bei möglichst geringer Flächeninanspruchnahme durch die 

Neuausweisung von Wohnbaustandorten in der Region Erfurter Kreuz. In der Karte „Zentrale 

Orte und Raumkategorie“ ist Reinsfeld als „Wirtschaftlich weitgehend stabiler Raum mit 

demografischen Anpassungsbedarfen in oberzentrenferner Lage“ bezeichnet (Timourou 2024, 

S. 21). Der Ort ist dem Wohnungsmarkttyp „Dorf“ zugeordnet, der durch eine dörfliche 

Siedlungs- und Bebauungsstruktur mit überwiegend Ein- und Zweifamilienhäusern, 
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Bauernhöfen und selten Mehrfamilienhäusern gekennzeichnet ist (Timourou 2024, S. 49). Die 

Konzeption stellt die folgenden Leitlinien zur Siedlungsentwicklung auf (Timourou 2024, S. 91): 

- Nutzung vorhandener Reserven im Bestand durch Reaktivierung und Umnutzung 

- Nachverdichtung in bestehenden Siedlungsgebieten 

- Arrondierung und Ergänzung bereits erschlossener Lagen 

- Errichtung von Wohnraum mit geringerem Flächenverbrauch 

- Siedlungserweiterungen nur im Rahmen des im Konzept abgeschätzten Bedarfs und 

nach Ausschöpfen der Nachverdichtungsmöglichkeiten sowie vorhandener Reserven 

- Errichtung kompakter, gemischter Bauformen sowohl in städtischen als auch ländlichen 

Siedlungsgebieten. 

In Bezug auf die Verortung des Wohnungsneubaubedarfs ist der Ort dem Entwicklungstyp D – 

Dörfliche Entwicklung zugeordnet. Der Konzeption nach lässt sich die Nachfrage über eine 

ortsverträgliche Ergänzung durch Eigenheime stillen. Diese sollte in der Regel nicht über das 

Maß der Eigenentwicklung hinausgehen und auf (1) integrierte Lagen, (2) Arrondierung sowie 

(3) die Umnutzung/Reaktivierung vorhandener Bebauung abzielen (Timourou 2024, S. 100). 

Wohnbauflächenbedarf der Stadt Arnstadt bis 2035 

Die Untersuchung hat für die Stadt Arnstadt sowie für alle Ortsteile die vorhandenen Potenziale 

für eine Wohnbebauung geprüft. Dabei wurde für die Fläche des rechtskräftigen 

Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ sowie den ursprünglich vorgesehenen 

Bebauungsplan „BP Am Talweg Reinsfeld“ (Aufstellungsbeschluss am 27.03.2025 mit Beschluss 

Nr.: 2025-0185 vom Stadtrat aufgehoben) eine rechnerisch mögliche Bebauung von insgesamt 

ca. 30 Wohneinheiten ermittelt. Weiterhin wurden die Flurstücke der Flur 1 108/41 sowie 44/1 

Gemarkung Reinsfeld in der Ortslage Reinsfeld als Baulücken identifiziert (Planungsbüro TEPE 

2022, S. 18).  

Gemeindliches Entwicklungskonzept Oberes Wipfratal 

Im Konzept werden Aussagen zur bestehenden örtlichen Bauleitplanung getroffen. Es wird auf 

den Aufstellungsbeschluss zur Aufhebung des Bebauungsplans im Zusammenhang mit dem 

Gebot des Vorrangs der Innenentwicklung gemäß § 1 Absatz 5 BauGB verwiesen. Das 

Entwicklungspotenzial in den Orten der Dorfregion wird im Sinne der Reduzierung des 

Flächenverbrauchs zukünftig in der Nach- und Umnutzung der bestehenden Bausubstanz 

gesehen (Quaas-Stadtplaner 2026, S. 90). Für Neubauprojekte wird ein Entwicklungspotenzial 

im Sinne des Gemeindlichen Entwicklungskonzepts hingegen nicht gesehen (Quaas-

Stadtplaner 2026, S. 20). 

Die Potenziale der dörflichen Innenentwicklung werden konkret benannt. Diese sind vor allem 

in den großen, das Ortsbild prägenden Nebengebäuden und Scheunen zu sehen, für die 

Umnutzungsansätze zu prüfen und ggf. zu entwickeln sind (siehe Abbildung 3). Dafür wurden 
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9 Objekte identifiziert. In einigen Fällen ist auch ein Ersatzneubau denkbar (Quaas-Stadtplaner 

2026, S. 64). Klassische Brachflächen oder Baulücken sind nicht vorhanden – in wenigen Fällen 

gibt es ein Nachverdichtungspotenzial innerhalb des Ortskerns (Quaas-Stadtplaner 2026, 

S. 64f.). Es wurden geeignete Flächen mit einer Gesamtfläche von 2,1 ha identifiziert (Quaas-

Stadtplaner 2016, S. 65; S. 89). Eine mögliche Nachverdichtung soll in ortsüblichen 

Dimensionen und ortsangepasster Bauweise erfolgen. Weiterhin sind zukünftig aufgrund des 

demografischen Wandels perspektivisch tendenziell steigende Leerstände zu erwarten (Quaas-

Stadtplaner 2026, S. 64).  

 

Abbildung 3: Nutzungen und Prüfung der Innenentwicklung in Reinsfeld [Quelle: Quaas-Stadtplaner 2026, S. 65] 

Der Bebauungsplan „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ widerspricht den Zielen des 

Gemeindlichen Entwicklungskonzepts Oberes Wipfratal.  

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 

In der Karte „Wasser- und Heilquellenschutzgebiete“ des Thüringer Landesamtes für Umwelt, 

Bergbau und Naturschutz (TLUBN) liegt die Fläche des Bebauungsplans im Wasserschutzgebiet 

461 „WSG Wipfratal“, für das eine Schutzzone III festgelegt ist. Die Schutzzone III muss den 

Schutz des genutzten Grundwassers vor weitreichenden Verunreinigungen und 
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Beeinträchtigungen, insbesondere durch nicht oder nur schwer abbaubare Stoffe 

gewährleisten (TLUBN 2022, S. 23).  

Biotope 

Auf einem überwiegenden Teil der Fläche des Bebauungsplans liegt ein „Sonstiges wertvolles 

Biotop“ mit einer Gesamtfläche von ca. 1,68 ha (TLUBN 2026). Es handelt sich um die 

Biotoptypen „Mesophiles Grünland“ (90 %) sowie „Intensivgrünland / Einsaat“ (10 %). 

Charakterisiert ist die Fläche als „Mähwiese am Ortsrand Reinsfeld, leicht ruderalisierter 

Bewuchs, randlich stehen vereinzelte Zwetschgen“ mit der Wertstufe unterdurchschnittlich 

(mäßig). 
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2 BESTANDSDARSTELLUNG BEBAUUNGSPLAN 

2.1 LAGE UND GRÖßE 

Der räumliche Geltungsbereich der Planaufhebung umfasst den gesamten Geltungsbereich des 

Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“. Dieser befindet sich am westlichen Ortsrand 

des Ortsteils Reinsfeld der Stadt Arnstadt (siehe Abbildung 4), und umfasst eine Fläche von 

1,54 ha. Die Fläche wird aktuell überwiegend als landwirtschaftliches Grünland genutzt. Im 

Norden und Nordosten wird der Bereich durch vorhandene Bebauung bzw. die daran 

anschließenden rückwärtigen Grundstücke/ Gärten der Hauptstraße „In Reinsfeld“ (Kreisstraße 

27) begrenzt. An den anderen Seiten wird er durch die dort verlaufenden Feldwege von 

weiteren landwirtschaftlich genutzten Acker- und Grünlandflächen abgegrenzt. Der 

Geltungsbereich umfasst die folgenden heute bestehenden Flurstücke der Gemarkung 

Reinsfeld: 

- Flur 1: 57/3 (teilweise), 57/5, 57/6, 57/7 (teilweise), 698, 305, 306, 307, 308, 309, 310, 

311, 312 

- Flur 6: 687 (teilweise), 697 (teilweise) 
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Abbildung 4: Luftbild mit Lage des Bebauungsplangebietes [Luftbild Stand: 2024] 
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2.2 RECHTSKRÄFTIGE FESTSETZUNGEN 

Der Bebauungsplan „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ besteht aus einer Planzeichnung, textlichen 

Festsetzungen und einer Begründung. Die rechtsverbindlichen Festsetzungen befinden sich in 

der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen und unterteilen sich in 

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen, Bauordnungsrechtliche Festsetzungen und Hinweise 

auf sonstige Vorschriften und Richtlinien. Diese sind im Folgenden vollständig dargestellt. 

 

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1 Art der baulichen Nutzung 

1.1. Das Baugebiet wird als „Allgemeines Wohngebiet“ (§ 4 BauNVO) ausgewiesen. 

1.2. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind: 

1. Wohngebäude 

2. Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

Gemäß § 1 Absatz 5 BauNVO wird im Allgemeinen Wohngebiet die Zulässigkeit für 

nicht störende Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe (§ 4 Absatz 2 Nr. 2 BauNVO) 

dahingehend eingeschränkt, daß die gewerblich genutzten Räumlichkeiten im 

Wohnhaus liegen müssen und maximal 120 % der Wohnfläche betragen dürfen. 

Nicht zulässig sind: 

1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

3. Anlagen für Verwaltungen 

4. Gartenbaubetriebe 

5. Tankstellen 

2. Maß der baulichen Nutzung 

2.1. Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) nach § 19 BauNVO beträgt 0,3 und die 

maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) nach § 20 BauNVO beträgt 0,6. Die Zahl der 

maximal zulässigen Vollgeschosse gemäß § 20 BauNVO ist auf „2“ begrenzt.  

2.2. Nebenanlagen und Garagen dürfen maximal eine Traufhöhe von 3,00 m (bergseitig) haben. 

2.3. Die maximale Traufhöhe der Hauptgebäude nach § 18 BauNVO beträgt 4,50 m – gemessen 

von der bergseitig vorhandenen natürlichen Geländeoberkante. Die Höhe des Drempels 

darf maximal 1,00 m betragen. 

Es ist eine Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder des Maßes der Nutzung gemäß 

§ 16 Absatz 5 BauNVO nördlich und östlich der Flächen für Versorgungsanlagen festgesetzt.  

3. Stellung der Gebäude (§ 9 Absatz 1 Nr. 2 BauGB) 

3.1. In der Planzeichnung ist die Hauptfirstrichtung der Gebäude festgesetzt. 
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Bauweise, Baugrenze 

Die Baugrenzen umschließen 3 unterschiedlich große Baufenster. Die vorgeschlagene 

Parzellierung in der Planzeichnung umfasst insgesamt 21 Baugrundstücke. Die Bebauung ist 

gemäß § 22 Absatz 1 BauNVO in offener Bauweise zu errichten. Zulässig sind gemäß 

§ 22 Absatz 2 BauNVO Einzel-, Doppel- und Reihenhausbebauungen.  

Verkehrsflächen 

Die Anbindung an das vorhandene Straßennetz erfolgt über den Ausbau eines Teilstücks der 

Straße „In Reinsfeld“ am westlichen Ortsausgang. Von dieser erfolgt die eigentliche 

Erschließung der Baugrundstücke über Stichstraßen mit jeweils einem Wendehammer. Die 

Ausbaubreite des auszubauenden Teilstücks beträgt 4,75 m und die der Stichstraßen 6,00 m. 

Die Ausbaubreite des Fußwegs beträgt 2,00 m. Die Wendeanlagen sind nach der EAE 85 

auszubauen. Der Wendehammer W2 im Norden des Gebiets ist als Typ 3 und der 

Wendehammer W1 im Süden des Gebiets als Typ 2 zu errichten.  

Flächen für Versorgungsanlagen 

Im westlichen Teil des Bebauungsplans ist eine Fläche für Anlagen der Elektro-, Wasser- und 

Gasversorgung sowie der Abwasser- und Abfallversorgung gemäß 

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Nr. 14 BauGB festgesetzt.  

Ver- und Entsorgungsleitungen 

Im Bebauungsplan sind unterirdische und oberirdische Ver- und Entsorgungsleitungen gemäß 

§ 9 Absatz 1 Nr. 13 BauGB festgesetzt.  

Sonstige Festsetzungen  

Der Bebauungsplan enthält die Festsetzung zu einer mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu 

belastenden Fläche gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 21 BauGB. Es handelt sich um einen verrohrten 

Graben, der von Norden nach Süden verläuft. Es ist die Umgrenzung einer Fläche gemäß 

§ 9 Absatz 1 Nr. 10 BauGB festgesetzt, die von der Bebauung freizuhalten ist. Diese befindet 

sich östlich des Wendehammers W1.  

4. Nebenanlagen (§ 9 Absatz 1 Nr. 4 BauGB) 

4.1. Die der Ver- und Entsorgung des Baugebietes und einzelner Objekte dienenden 

Nebenanlagen sind auf der dafür ausgewiesenen Fläche und in den überbaubaren Flächen 

zulässig. Auf den Baugrundstücken ist die Errichtung sonstiger Nebenanlagen nur neben 

oder hinter dem Hauptgebäude erlaubt. 

5. Garagen und Stellplätze 

5.1. Gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB sind für Garagen, Stellplätze und für die Anlieferung je 

Grundstück maximal eine Ein- und Ausfahrt zulässig. Bei Grundstücken mit einer Länge von 

mehr als 25,00 m an einer öffentlichen Straße ist eine weitere Ein- und Ausfahrt zulässig.  
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Zufahrten sind nur von den Erschließungsstraßen zulässig. 

Werden Garagen zweier benachbarter Grundstücke an der gemeinsamen Grenze errichtet, 

sind sie als Doppelgarage mit einheitlicher Gestaltung zusammenzufassen. 

Erforderliche Stellflächen sind grundsätzlich auf Privatgrund nachzuweisen. 

Die Errichtung von Stellplätzen auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist zulässig. 

5.2. Je Wohnung ist mindestens 1 Stellplatz für PKW zu sichern. Dieser ist als offener Stellplatz, 

Carport oder als Garage zulässig. Zusätzlich ist je Grundstück ein weiterer Stellplatz für 

Besucher anzulegen (Ausnahme Reihenmittelhäuser). Dieser Stellplatz muß direkt an der 

öffentlichen Verkehrsfläche liegen. Diese Zufahrt (zusätzlich zu 5.1.) darf nicht versperrt 

werden. 

Die Errichtung von Garagen ist nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

Der Stauraum vor Garagen muß mindestens 5,00 m auf Privatgrund betragen. 

6. Grünordnerische Maßnahmen (§ 9 Absatz 1 Nr. 10/25 BauGB) sowie Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und Entwicklung der Landschaft 

6.1. Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke mit Ausnahme der befestigten Flächen 

sind gärtnerisch anzulegen oder zu begrünen und auf Dauer zu unterhalten.  

6.2. Im Planteil sind Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Für diese sind 

ausschließlich heimische, standortgerechte Laubgehölze als Hochstämme, Stammbüsche 

und Sträucher zu verwenden. 

 

Liste der Standortgerechten Gehölzarten: 

Bäume: - Feldahorn 
- Spitzahorn 

       - Bergahorn 
- Schwarzerle 

 - Weißbirke 
- Hainbuche 

 - Esche 
- Wildapfel 

 - Vogelkirsche 
- Traubeneiche 

 - Stieleiche 
- Salweide 

 - Bruchweide 
- Eberesche 

 - Winterlinde 
- Sommerlinde 

 - Feldulme  

Sträucher: - Roter Hartriegel 
- Hasel 

 - Ein- und Zweigriffeliger Weißdorn 
- Pfaffenhütchen 
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 - Faulbaum 
- Liguster 

 - Rote Heckenkirsche 
- Schlehe 

 - Kreuzdorn 
- Heckenrose 

 - Hundsrose 
- Grauweide 

 - Schwarzer Holunder 
- Roter Holunder 

 - Gewöhnlicher Schneeball 
- Kornelkirsche  

Kletterpflanzen: - Efeu 
- Wilder Hopfen 

 - Waldgeißblatt 
- Knöderich 

 - Pfeiffenwinde 
- Wilder Wein 

 - Waldrebe 
- Blauregen 

Bodendecker: - Efeu 
- Immergrün 

 - Schattengrün 
- Johanniskraut 

 - Kriechspindel 
- Storchschnabel 

 - Golderdbeere 
- Beinwell 

 - Schaumblüte 
- Goldnessel 

Neben den genannten Bäumen und Sträuchern sind auch lokaltypische Obstbäume und 

Sträucher zulässig. In öffentlichen Grünflächen sind Obstgehölze nicht erlaubt. 

Pflanzqualität 

Bäume:   Stammumfang mind. 18-20 cm; 3x verpflanzt mit Ballen 

Sträucher:   Mindestgröße 60-100 cm; 2x verpflanzt ohne Ballen 

Bodendecker: Mindestgröße 20-30 cm; Topfballen 

Kletterpflanzen: Mindestgröße 150-200 cm; Topfballen 

Pflanzdichte 

- Der Abstand zwischen den Bäumen soll mindestens 10 m betragen. 

- Sträucher sollen im Verbund von 1,5 x 1,5 m gepflanzt werden. 

- Bei der Pflanzung von Stauden werden 3-5 Stück/m² angeordnet. 

- Bodendecker 1-3 Stück/m². 

Nachweis der Pflanzgebote 
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Die vorgesehenen Anpflanzungen sind anhand von Freiflächengestaltungsplänen bei der 

Baueingabe nachzuweisen.  

Vollzugsfrist 

Die verbindlichen Anpflanzungen sind innerhalb eines Jahres nach Abnahme der 

Erschließungsanlage bzw. nach Bauabnahme der Grundstücksbebauung zu vollziehen und 

nachzuweisen.  

Erhaltungsgebot 

Sämtliche Pflanzungen sind vom jeweiligen Nutznießer ordnungsgemäß im Wuchs zu 

fördern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Bei wesentlichen Ausfällen der 

Pflanzungen (über 10 %) kann auch zu einem späteren Zeitpunkt eine Nachpflanzung 

verlangt werden.  

6.3. Pflanzgebote 

Zwischen Gebieten mit unterschiedlicher Nutzung, die nicht durch eine öffentliche Straße 

getrennt werden, ist ein Grünstreifen mit Bäumen, Sträuchern und Bodendeckern 

anzulegen, damit eine gegenseitige Belästigung weitgehend ausgeschlossen wird.  

Entlang der Grenzen zwischen den Baugrundstücken und zu den Feldwegen sind Bäume 

und Sträucher (Artenliste) zur Durchgrünung des Baugebietes anzupflanzen. Insgesamt 

sind mindestens 10 % der nicht überbauten Grundstücke mit Sträuchern und 

Bodendeckern zu bepflanzen.  

Je 250 m² angefangene Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum 

anzupflanzen, wobei die durch das Pflanzgebot in der nicht überbaubaren Fläche 

festgelegten Bäume angerechnet werden dürfen.   

Straßenbegleitgrün 

Die im Straßenbereich und auf öffentlichen Fußwegen angeordneten Bäume haben keine 

Standortbindung. Der Pflanzabstand sollte jedoch nicht kleiner als 15,00 m und nicht 

größer als 30,00 m sein. Die Bäume sind mit Baumscheiben zu versehen. Als Straßenbäume 

sind schmalkronige Laubbäume der Artenliste zu pflanzen. Die Standorte und die Art der 

Bäume werden nach Fertigstellung der Straßenplanung mit der Unteren 

Naturschutzbehörde abgestimmt und festgelegt.  

Öffentliche Grünfläche Ö1 

Es ist ein dichter Gehölzstreifen mit einer Mindeststärke von 2,00 m anzulegen und mit 

Bäumen und Sträuchern der Artenliste zu bepflanzen. Die Bäume müssen einen Abstand 

von 15 – 20 m haben.  

Stellplätze 

Stellplätze sind durch die randliche Anpflanzung von Sträuchern einzugrünen. Bei 

Stellplatzflächen mit mehr als 3 PKW-Stellplätzen sind Laubbäume zu pflanzen (1 Baum 

nach Artenliste je 4 Stellplätze). 
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6.4. Es ist erwünscht, daß die Gebäude und Carports durch geeignete selbstklimmende und 

schlingende Kletterpflanzen begrünt werden (siehe Liste). Flachdächer von Garagen und 

privaten Nebenanlagen sind grundsätzlich als Gründächer auszuführen. 

6.5. Um den Abfluß des Oberflächenwassers so gering wie möglich zu halten, ist das auf den 

Privatgrundstücken anfallende Wasser durch geeignete Maßnahmen zurückzuhalten 

(geringe Flächenversiegelung, Zisternen, ev. Versickerung). 

6.6. Minimierung der Beeinträchtigungen während der Bauzeit 

Die bestehenden Bäume im Plangebiet sind zu erhalten und während der Bauzeit vor 

Beeinträchtigungen zu schützen.  

 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

1. Fassadengestaltung (§ 83 Absatz 1 BauO) 

1.1. Material  

Es sind nur Putz- oder Fachwerkfassaden zulässig. Andere Materialien sind als 

gestalterische Elemente in beschränktem Maße zulässig. 

1.2. Farbgestaltung 

Die Putzfassaden sind in hellen Farbtönen auszuführen. 

2. Dachform (§ 83 Absatz 1 BauO) 

2.1. Die Dachneigung kann 35°-45° betragen. 

2.2. Für die Hauptgebäude wird Sattel- oder Krüppelwalmdach festgelegt. 

2.3. Für Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer erlaubt (siehe I. Pkt. 6.4.) 

3. Dachgestaltung 

3.1. Für die Hauptgebäude wird ein Ziegeldach aus Tonziegeln oder Betondachsteinen 

in den Farbtönen rot bis braun festgesetzt. 

3.2. Dachaufbauten sind maximal auf 2/3 der Dachbreite zulässig. 

4. Gestaltung der nicht überbauten Flächen (§ 83 Absatz 1 BauO) 

4.1. Stellplatz-, Zufahrts-, Zugangs- und Stauraumflächen sind auf das unbedingt 

erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Für die Flächenbefestigung sind 

versickerungsgünstige Beläge (z.B. Pflaster mit Rasenfugen, Rasengittersteine, 

wassergebundene Decken) zu verwenden. Die Flächenversiegelung mit Bitumen 

oder Beton ist innerhalb der Grundstücke nicht zulässig.  

4.2. Vorgärten dürfen nicht als Arbeits- und Lagerflächen benutzt werden und müssen 

gärtnerisch gestaltet werden. 

5. Einfriedungen (§ 83 Absatz 1 BauO) 

5.1. Die Höhe der Einfriedungen (Zäune, Sockel + Zäune, Hecken) darf 1,50 m nicht 

überschreiten. 

Die Errichtung von Mauern ist nicht erlaubt. 

Zur Straße sind Holz- oder schmiedeeiserne Zäune zulässig. 
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Die Errichtung eines maximal 0,5 m hohen Natur- oder Kunststeinsockels ist 

möglich. Zusätzlich können Hecken angepflanzt werden.  

Zu den Nachbargrundstücken sind Holz- oder schmiedeeiserne Zäune, Hecken und 

Hecken in Verbindung mit Maschendrahtzäunen zulässig.  

6. Werbeanlagen 

6.1. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und am Gebäude zulässig. Die 

maximale Größe der Werbeanlage wird mit 0,75 m². Lichtwerbungen mit 

wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind nicht zulässig. Ebenso sind 

Anlagen, die über die Traufe oder das Dach hinausragen, unzulässig. 

7. Geländeveränderungen 

7.1. Abgrabungen und Aufschüttungen 

Von der Straßengrenze aus sind Böschungen als Abgrabungen und Aufschüttungen 

auf dem Grundstück zu dulden, soweit diese zur Herstellung der Straßenkörper 

erforderlich sind. 

8. Sonstige Festsetzungen (§ 83 Absatz 1 BauO) 

8.1. Private bewegliche Müllbehälter müssen so untergebracht werden, daß sie von 

Verkehrsflächen, die für die Allgemeinheit zugänglich sind, nicht eingesehen 

werden können. 

9. Bauliche Veränderungen und Befreiungen 

9.1. Anbauten und Veränderungen 

Anbauten und Veränderungen sind zulässig, sofern Material, Farbe und Architektur 

der bestehenden Bebauung übernommen wird und das zulässige Maß der 

baulichen Nutzung dem nicht entgegensteht. 

9.2. Ausnahmen und Befreiungen 

Ausnahmen und Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind 

nur zulässig, wenn schriftlich und zeichnerisch nachgewiesen wird, daß die 

gewollten Veränderungen städtebaulich und gestalterisch das Gesamtbild nicht 

beeinträchtigen und auf Grund der Fortentwicklung die Festsetzungen des 

Bebauungsplanes neuen Erkenntnissen entgegenstehen.  

 

III. Hinweise auf sonstige Vorschriften und Richtlinien 

1. Gemäß § 16 des Thüringer Denkmalschutzgesetzes vom 7.1.1992 unterliegen 

archäologische Funde oder Befunde der unverzüglichen Meldepflicht an das 

Thüringische Landesamt für archäologische Denkmalpflege, Weimar, Humboldt – 

Straße 11. 

2. Für die Abwicklung der Bauarbeiten gilt die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 

Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“. 
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3. Bezüglich der Bestimmungen, die nach § 83 Absatz 1 BauO in diesem Bebauungsplan 

enthalten sind, wird auf die Gültigkeit der Bußgeldvorschrift des § 81 BauO 

„Ordnungswidrigkeiten“ hingewiesen. 

4. Durch die Thüringer Landesanstalt für Bodenforschung wird auf schwebendes 

Schichtwasser und auf die Möglichkeit von Baugrundschwächen hingewiesen. 

5. Deshalb werden Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

 

Abbildung 5: Planauszug aus dem Bebauungsplan "BP086 Am Talweg I Reinsfeld" 
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2.3 EIGENTUMSVERHÄLTNISSE 

Die vom Bebauungsplan „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ betroffenen Flurstücke liegen in der 

Gemarkung Reinsfeld und befinden sich teils in privatem, teils in kommunalem Eigentum (siehe 

Tabelle 1).  

Tabelle 1: Eigentumsverhältnisse der vom Bebauungsplan „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ berührten Flurstücke

Flur 

Eigentümer 

Privat Stadt Arnstadt 

1 305, 306, 307, 308, 309, 310, 311, 

312, 57/5, 57/6, 57/3 (teilweise), 57/7 

(teilweise) 

698 

6 - 697 (teilweise), 687 (teilweise) 

 

2.4 UMSETZUNGSSTAND 

Keine der im Bebauungsplan festgesetzten Planungen – weder eine Erschließung noch eine 

Bebauung – wurden bis heute umgesetzt. Die derzeitige hauptsächliche Nutzung als Grünland 

und teilweise Nutzung als Gärten entspricht der Nutzung vor der Aufstellung und in Kraft treten 

des Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“. 
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3 AUFHEBUNG DES RECHTSKRÄFTIGEN BEBAUUNGSPLANES 

3.1 ZIEL UND ZWECK 

Mit der Aufhebung des Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ wird das geltende 

Planungsrecht für eine Bebauung der Fläche zurückgenommen, sodass diese in den 

planungsrechtlichen Zustand zurückfällt, welcher vor dem In Kraft treten des Bebauungsplans 

am 06.10.1994 galt. 

Mit der Aufhebung des Bebauungsplans wird dem zentralen Prinzip der nachhaltigen 

Stadtentwicklung sowie übergeordneten städtebaulichen Leitziel der Stadt Arnstadt 

„Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ entsprochen. Die Aufhebung trägt dazu bei, den 

Flächenverbrauch und Bodenversiegelungen zu minimieren. Zudem sollen zukünftig Potenziale 

in der Nach- und Umnutzung der Bestandsgebäude im bestehenden Siedlungsbereich genutzt 

werden, wohingegen Neubauten nur in Einzelfällen im Sinne von Ersatzneubauten von 

Bedeutung sein werden. Gemäß § 1a Absatz 2 BauGB sollen bei der Aufstellung von 

Bebauungsplänen die Vorschriften zum Umweltschutz angewendet werden, insbesondere 

sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu 

denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 

Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen. 

3.2 PLANUNGSRECHTLICHE AUSWIRKUNGEN DER AUFHEBUNG 

Für den Ort Reinsfeld besteht seit dem 27.11.2001 eine rechtskräftige Klarstellungssatzung 

gemäß § 34 Absatz 4 Nr. 1 BauGB, die den Innenbereich verbindlich vom Außenbereich 

abgrenzt. Diese Satzung grenzt im Südwesten direkt an den Bebauungsplan „BP086 Am Talweg 

I Reinsfeld“ an. Nach der Aufhebung ist die Fläche dem Außenbereich nach § 35 BauGB 

zuzuordnen, und steht damit dann auch im Einklang mit dem Geltungsbereich der 

rechtskräftigen Klarstellungssatzung. Demnach sind Vorhaben nur dann zulässig, wenn sie 

privilegiert sind, als ein sonstiges Vorhaben oder als ein begünstigtes Vorhaben gelten. 

Privilegierte Vorhaben gemäß § 35 Absatz 1 BauGB sind beispielsweise solche Vorhaben, die 

einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb oder einem Betrieb der gartenbaulichen 

Erzeugung dienen. Sonstige Vorhaben können gemäß § 35 Absatz 2 und 3 BauGB im Einzelfall 

zugelassen werden, wenn öffentliche Belange nicht beeinträchtigt sind und die Erschließung 

gesichert ist. Begünstige Vorhaben gemäß § 35 Absatz 4 BauGB sind Nutzungsänderungen, die 

Neuerrichtung und Erweiterung von Bestandsgebäuden sofern diese zulässigerweise errichtet 

wurden. 

Bei der Aufhebung einer Nutzung sind die Regelungen zum Planungsschadensrecht gemäß 

§ 39 ff. BauGB zu beachten. Entschädigungsansprüche nach § 42 BauGB können aufgrund 

dieser Planung nicht geltend gemacht werden, da die 7-Jahres-Frist verstrichen ist, innerhalb 
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derer der Eigentümer auf der Grundlage des rechtsverbindlichen Bebauungsplans eine 

Nutzung hätte realisieren können. Nach Ablauf dieser Frist kann der Eigentümer nur eine 

Entschädigung für Eingriffe in die ausgeübte Nutzung verlangen.  

Das bedeutet, dass nach Ablauf der 7-Jahres-Frist nur die entschädigungslose Aufhebung nicht 

verwirklichter Nutzungen ermöglicht wird. Wenn die Aufhebung der Festsetzungen keine 

Auswirkungen auf die derzeit ausgeübte Nutzung hat, ist sie auch ohne Entschädigung 

zulässig. 

Durch die Aufhebung der im Kapitel 2.2 beschriebenen Festsetzungen bleiben die derzeit 

ausgeübten Nutzungen, u.a. die landwirtschaftliche Nutzung als Grünland weiterhin 

uneingeschränkt geschützt. 

Ein möglicher Vertrauensschaden nach Aufhebung der zulässigen Nutzung umfasst nach 

§ 39 BauGB solche Aufwendungen der Eigentümer zur Vorbereitung für die Verwirklichung von 

Nutzungsmöglichkeiten, die durch die Aufhebung des Bebauungsplans an Wert verlieren. 

Solche Aufwendungen sind derzeit nicht bekannt. Durch den Beschluss zur Einleitung eines 

Aufhebungsverfahrens (Aufstellungsbeschluss) und seine Bekanntmachung wird deutlich, dass 

die Stadt das Planungsrecht ändern will. Damit kann für die Zukunft ein Vertrauensschaden 

ausgeschlossen werden. 

3.3 ALTERNATIVEN 

Beibehaltung des Bebauungsplans  

Die Nicht-Aufhebung des Bebauungsplans ist aufgrund der in Kapitel 3.1 genannten Punkte 

keine Option. Die Beibehaltung des Bebauungsplans ist insbesondere mit dem 

übergeordneten städtebaulichen Ziel der Stadt Arnstadt „Innenentwicklung vor 

Außenentwicklung“ nicht vereinbar. Das Entwicklungspotenzial in Reinsfeld wird zukünftig in 

der Nach- und Umnutzung der bestehenden Bausubstanz gesehen. 

Unabhängig von den städtebaulichen Leitvorstellungen der Stadt Arnstadt wird der 

Bebauungsplan „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“ aufgrund der vorherrschenden 

Eigentümerstruktur und der bestehenden Flurstücks-Zuschnitte perspektivisch keine bauliche 

Umsetzung erfahren. 

Diese Variante stellt somit keine Option dar. 

Änderung oder Ergänzung des Bebauungsplans 

Bebauungspläne können gemäß § 1 Absatz 8 BauGB geändert oder ergänzt werden, wobei die 

gleichen Vorschriften wie für die Aufstellung und die Aufhebung gelten. Eine Änderung oder 

Ergänzung des Bebauungsplans ist insbesondere mit dem übergeordneten städtebaulichen 

Ziel der Stadt Arnstadt „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ nicht vereinbar. Das 
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Entwicklungspotenzial in Reinsfeld wird zukünftig in der Nach- und Umnutzung der 

bestehenden Bausubstanz gesehen.  

Daher ist auch ein Änderungs- oder Ergänzungsverfahren des rechtskräftigen Bebauungsplans 

keine Option.  
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4 FLÄCHENBILANZIERUNG 

Der Geltungsbereich des aufzuhebenden Bebauungsplans umfasst eine Fläche von insgesamt 

1,54 ha. Im Bebauungsplan sind als Gesamtfläche für Baugrundstücke 1,245 ha, für Verkehrs- 

und Versorgungsflächen 0,22 ha und für eine Versorgungsfläche 0,075 ha vorgesehen.  

Von den ursprünglichen Festsetzungen werden alle aufgehoben. Eine Erschließung wurde nicht 

umgesetzt und die Flächen wurden nicht bebaut.  

Nicht überbaubare Grundstücksfläche 

Im Bebauungsplan ist eine Grundflächenzahl von 0,3 festgesetzt. Damit können 30 % der 

Flächen der Baugrundstücke bebaut bzw. versiegelt werden und 70 % sind als Grünfläche 

auszubilden. Die überbaubare Grundstücksfläche beträgt insgesamt 0,374 ha, was 24,29 % der 

Gesamtfläche des Bebauungsplans entspricht.  

Mit der Aufhebung werden sämtliche Festsetzungen des Bebauungsplans aufgehoben. In 

Tabelle 2 ist die Flächenbilanz nach der Aufhebung des Bebauungsplans dargestellt. 

 

Tabelle 2: Flächenbilanz nach der Aufhebung des Bebauungsplans „BP086 Am Talweg I Reinsfeld“

Festsetzungen des 

Bebauungsplans 

Gesamtfläche Bebauungsplan 1,54 ha 100 % 

Gesamtfläche der geplanten 

Baugrundstücke 

1,245 ha 80,84 % 

Gesamtfläche der geplanten Verkehrs- und 

Versorgungsflächen 

0,22 ha 14,29 % 

Geplante Fläche für Versorgungsanlagen 0,075 ha 4,87 % 

Tatsächliche 

Nutzung 

Fläche für Landwirtschaft und Grünflächen 1,54 ha 100 % 
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